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Teil C 

- 

Verschwiegenheitsverpflichtung nach  

§ 43e Bundesrechtsanwaltsordnung (BRAO) und  

§ 26a Bundesnotarordnung (BNotO) 

 

Die Justin LegalTech GmbH, vertreten durch den Geschäftsführer Lukas Pagel, Saarbrücker 

Straße 18, 10405 Berlin, verpflichtet sich bei der Bereitstellung der SaaS-Software-Produkte 

gegenüber ihrem Kunden in folgender Weise zur Verschwiegenheit im Sinne von § 43e Abs. 

3 BRAO / § 26a Abs. 3 BNotO: 

Die Justin LegalTech GmbH und alle Mitarbeiter (nachfolgend gemeinsam bezeichnet als 

„Justin LegalTech GmbH“) sind über den Umfang ihrer Verschwiegenheitspflicht bei der 

Bereitstellung der SaaS-Software-Produkte gegenüber Berufsgeheimnisträgern 

(Rechtsanwälte, Notare) und deren Hilfspersonen/Mitarbeitern in Kenntnis gesetzt worden. 

Der Justin LegalTech GmbH sind die auf den Folgeseiten abgedruckten Bestimmungen 

bekannt. Der Justin LegalTech GmbH ist insbesondere bekannt, dass die 

Verschwiegenheitspflicht gemäß § 43a Abs. 2 BRAO, § 2 Berufsordnung der Rechtsanwälte 

(BORA) und § 18 BNotO über die in § 203 Strafgesetzbuch (StGB) geregelte allgemeine 

Schweigepflicht hinausgeht. Die Justin LegalTech GmbH verpflichtet sich ausdrücklich, auch 

insoweit Verschwiegenheit zu wahren. 

Der Justin LegalTech GmbH ist bekannt, dass 

1. sich ihre Verschwiegenheitspflicht nicht nur auf fremde Geheimnisse erstreckt, 

sondern auf alle Tatsachen, die der Justin LegalTech GmbH in Ausübung oder aus 

Anlass ihrer Tätigkeit anvertraut oder bekannt werden, so auch bereits der Umstand, 

dass dem Berufsgeheimnisträger ein bestimmtes Mandat/ ein bestimmter Auftrag 

erteilt worden ist oder die Anbahnung eines bestimmten Mandats/ Auftrags ansteht; 

2. sich die Verschwiegenheitspflicht auch auf die internen Büroverhältnisse sowie die 

der Justin LegalTech GmbH bei ihrer Tätigkeit bekanntwerdenden persönlichen, 

wirtschaftlichen und steuerlichen Verhältnis des Berufsgeheimnisträgers und dessen 

Hilfspersonen/Mitarbeitern erstreckt; 

3. die Verschwiegenheitspflicht gegenüber jedermann besteht, so auch gegenüber 

Familienangehörigen, gegenüber Arbeitskollegen, soweit eine Mitteilung nicht aus 

dienstlichen Gründen erfolgt, gegenüber demjenigen, der von der betreffenden 

Tatsache oder dem Umstand bereits Kenntnis erlangt hat; 

4. die Verschwiegenheitspflicht auch nach Beendigung der Vertragsbeziehung 

fortbesteht. 

Die gesetzlichen Bestimmungen zum Zeugnisverweigerungsrecht (siehe Folgeseiten) sind 

der Justin LegalTech GmbH ebenfalls bekannt. Die Justin LegalTech GmbH wird bei 

Gerichten und Behörden über Tatsachen und Umstände, die ihr bei ihrer Tätigkeit bekannt 

werden, ohne vorherige Genehmigung des Berufsgeheimnisträgers nicht aussagen oder 

sonst Auskunft erteilen. 
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Auszug einschlägiger Vorschriften 

I. Verschwiegenheitspflicht gemäß BRAO 

§ 43a Absatz 2 BRAO (Grundpflichten) 

(2) 1Der Rechtsanwalt ist zur Verschwiegenheit verpflichtet. 2Diese Pflicht bezieht sich auf alles, was 

ihm in Ausübung seines Berufes bekanntgeworden ist. 3Dies gilt nicht für Tatsachen, die offenkundig 

sind oder ihrer Bedeutung nach keiner Geheimhaltung bedürfen. 4Der Rechtsanwalt hat die von ihm 

beschäftigten Personen in Textform zur Verschwiegenheit zu verpflichten und sie dabei über die 

strafrechtlichen Folgen einer Pflichtverletzung zu belehren. 5Zudem hat er bei ihnen in geeigneter 

Weise auf die Einhaltung der Verschwiegenheitspflicht hinzuwirken. 6Den von dem Rechtsanwalt 

beschäftigten Personen stehen die Personen gleich, die im Rahmen einer berufsvorbereitenden 

Tätigkeit oder einer sonstigen Hilfstätigkeit an seiner beruflichen Tätigkeit mitwirken. 7Satz 4 gilt nicht 

für Referendare und angestellte Personen, die im Hinblick auf die Verschwiegenheitspflicht den 

gleichen Anforderungen wie der Rechtsanwalt unterliegen. 8Hat sich ein Rechtsanwalt mit anderen 

Personen, die im Hinblick auf die Verschwiegenheitspflicht den gleichen Anforderungen unterliegen 

wie er, zur gemeinschaftlichen Berufsausübung zusammengeschlossen und besteht zu den 

Beschäftigten ein einheitliches Beschäftigungsverhältnis, so genügt auch der Nachweis, dass eine 

andere dieser Personen die Verpflichtung nach Satz 4 vorgenommen hat. 

§ 43e BRAO (Inanspruchnahme von Dienstleistungen) 

(1) 1Der Rechtsanwalt darf Dienstleistern den Zugang zu Tatsachen eröffnen, auf die sich die 
Verpflichtung zur Verschwiegenheit gemäß § 43a Absatz 2 Satz 1 bezieht, soweit dies für die 
Inanspruchnahme der Dienstleistung erforderlich ist. 2Dienstleister ist eine andere Person oder Stelle, 
die vom Rechtsanwalt im Rahmen seiner Berufsausübung mit Dienstleistungen beauftragt wird. 

(2) 1Der Rechtsanwalt ist verpflichtet, den Dienstleister sorgfältig auszuwählen. 2Er hat die 
Zusammenarbeit unverzüglich zu beenden, wenn die Einhaltung der dem Dienstleister gemäß Absatz 
3 zu machenden Vorgaben nicht gewährleistet ist. 

(3) 1Der Vertrag mit dem Dienstleister bedarf der Textform. 2In ihm ist 

 
1. der Dienstleister unter Belehrung über die strafrechtlichen Folgen einer Pflichtverletzung 

zur Verschwiegenheit zu verpflichten, 

 
2. der Dienstleister zu verpflichten, sich nur insoweit Kenntnis von fremden Geheimnissen zu 

verschaffen, als dies zur Vertragserfüllung erforderlich ist, und 

 
3. festzulegen, ob der Dienstleister befugt ist, weitere Personen zur Erfüllung des Vertrags 

heranzuziehen; für diesen Fall ist dem Dienstleister aufzuerlegen, diese Personen in 
Textform zur Verschwiegenheit zu verpflichten. 

(4) Bei der Inanspruchnahme von Dienstleistungen, die im Ausland erbracht werden, darf der 
Rechtsanwalt dem Dienstleister den Zugang zu fremden Geheimnissen unbeschadet der übrigen 
Voraussetzungen dieser Vorschrift nur dann eröffnen, wenn der dort bestehende Schutz der 
Geheimnisse dem Schutz im Inland vergleichbar ist, es sei denn, dass der Schutz der Geheimnisse 
dies nicht gebietet. 

(5) Bei der Inanspruchnahme von Dienstleistungen, die unmittelbar einem einzelnen Mandat dienen, 
darf der Rechtsanwalt dem Dienstleister den Zugang zu fremden Geheimnissen nur dann eröffnen, 
wenn der Mandant darin eingewilligt hat. 

(6) Die Absätze 2 und 3 gelten auch im Fall der Inanspruchnahme von Dienstleistungen, in die der 
Mandant eingewilligt hat, sofern der Mandant nicht ausdrücklich auf die Einhaltung der in den 
Absätzen 2 und 3 genannten Anforderungen verzichtet hat. 
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(7) 1Die Absätze 1 bis 6 gelten nicht, soweit Dienstleistungen auf Grund besonderer gesetzlicher 
Vorschriften in Anspruch genommen werden. 2Absatz 3 Satz 2 gilt nicht, soweit der Dienstleister 
hinsichtlich der zu erbringenden Dienstleistung gesetzlich zur Verschwiegenheit verpflichtet ist. 

(8) Die Vorschriften zum Schutz personenbezogener Daten bleiben unberührt. 

II. Verschwiegenheitspflicht gemäß BORA 

§ 2 BORA (Verschwiegenheit) 

(1) 1Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte sind zur Verschwiegenheit verpflichtet und 
berechtigt. 2Dies gilt auch nach Beendigung des Mandats. 

(2) 1Die Verschwiegenheitspflicht gebietet es der Rechtsanwältin und dem Rechtsanwalt, die zum 
Schutze des Mandatsgeheimnisses erforderlichen organisatorischen und technischen Maßnahmen zu 
ergreifen, die risikoadäquat und für den Anwaltsberuf zumutbar sind. 2Technische Maßnahmen sind 
hierzu ausreichend, soweit sie im Falle der Anwendbarkeit der Vorschriften zum Schutz 
personenbezogener Daten deren Anforderungen entsprechen. 3Sonstige technische Maßnahmen 
müssen ebenfalls dem Stand der Technik entsprechen. 4Abs. 4 lit. c) bleibt hiervon 
unberührt. 5Die Nutzung eines elektronischen oder sonstigen Kommunikationsweges, der mit Risiken 
für die Vertraulichkeit dieser Kommunikation verbunden ist, ist jedenfalls dann erlaubt, wenn die 
Mandantin oder der Mandant ihr zustimmt. 6Von einer Zustimmung ist auszugehen, wenn die 
Mandantin oder der Mandant diesen Kommunikationsweg vorschlägt oder beginnt und ihn fortsetzt, 
nachdem die Rechtsanwältin oder der Rechtsanwalt zumindest pauschal und ohne technische Details 
auf die Risiken hingewiesen hat. 

(3) Ein Verstoß gegen die Pflicht zur Verschwiegenheit (§ 43a Abs. 2 Bundesrechtsanwaltsordnung) 
liegt nicht vor, soweit Gesetz und Recht eine Ausnahme fordern oder zulassen. 

(4) Ein Verstoß ist nicht gegeben, soweit das Verhalten der Rechtsanwältin oder des Rechtsanwalts 

 
a) mit Einwilligung erfolgt oder 

 
b) zur Wahrnehmung berechtigter Interessen erforderlich ist, z.B. zur Durchsetzung oder 

Abwehr von Ansprüchen aus dem Mandatsverhältnis oder zur Verteidigung in eigener 
Sache, oder 

 
c) im Rahmen der Arbeitsabläufe der Kanzlei, die außerhalb des Anwendungsbereichs des § 

43e Bundesrechtsanwaltsordnung liegen, objektiv einer üblichen, von der Allgemeinheit 
gebilligten Verhaltensweise im sozialen Leben entspricht (Sozialadäquanz). 

(5) Die Vorschriften zum Schutz personenbezogener Daten bleiben unberührt. 

III. Verschwiegenheitspflicht gemäß BNotO 

§ 18 BNotO (Pflicht zur Verschwiegenheit) 

(1) 1Der Notar ist zur Verschwiegenheit verpflichtet. 2Diese Pflicht bezieht sich auf alles, was ihm bei 
Ausübung seines Amtes bekannt geworden ist. 3Dies gilt nicht für Tatsachen, die offenkundig sind 
oder ihrer Bedeutung nach keiner Geheimhaltung bedürfen. 

(2) Die Pflicht zur Verschwiegenheit entfällt, wenn die Beteiligten Befreiung hiervon erteilen; sind 
Beteiligte verstorben oder ist eine Äußerung von ihnen nicht oder nur mit unverhältnismäßigen 
Schwierigkeiten zu erlangen, so kann an ihrer Stelle die Aufsichtsbehörde die Befreiung erteilen. 

(3) 1Bestehen im Einzelfall Zweifel über die Pflicht zur Verschwiegenheit, so kann der Notar die 
Entscheidung der Aufsichtsbehörde nachsuchen. 2Soweit diese die Pflicht verneint, können daraus, 
dass sich der Notar geäußert hat, Ansprüche gegen ihn nicht hergeleitet werden. 

(4) Die Pflicht zur Verschwiegenheit bleibt auch nach dem Erlöschen des Amtes bestehen. 
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IV. Strafbarkeit bei Verletzung von Privatgeheimnissen gemäß StGB 

§ 203 StGB (Strafgesetzbuch) (Verletzung von Privatgeheimnissen) (Auszug) 

(1) Wer unbefugt ein fremdes Geheimnis, namentlich ein zum persönlichen Lebensbereich 
gehörendes Geheimnis oder ein Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, offenbart, das ihm als 

 
3. Rechtsanwalt, Kammerrechtsbeistand, Patentanwalt, Notar, Verteidiger in einem 

gesetzlich geordneten Verfahren, Wirtschaftsprüfer, vereidigtem Buchprüfer, 
Steuerberater, Steuerbevollmächtigten, 

 
3a. Organ oder Mitglied eines Organs einer Wirtschaftsprüfungs-, Buchprüfungs- oder einer 

Berufsausübungsgesellschaft von Steuerberatern und Steuerbevollmächtigten, einer 
Berufsausübungsgesellschaft von Rechtsanwälten oder europäischen niedergelassenen 
Rechtsanwälten oder einer Berufsausübungsgesellschaft von Patentanwälten oder 
niedergelassenen europäischen Patentanwälten im Zusammenhang mit der Beratung 
und Vertretung der Wirtschaftsprüfungs-, Buchprüfungs- oder 
Berufsausübungsgesellschaft im Bereich der Wirtschaftsprüfung, Buchprüfung oder 
Hilfeleistung in Steuersachen oder ihrer rechtsanwaltlichen oder patentanwaltlichen 
Tätigkeit, 

 
7. Angehörigen eines Unternehmens der privaten Kranken-, Unfall- oder 

Lebensversicherung oder einer privatärztlichen, steuerberaterlichen oder anwaltlichen 
Verrechnungsstelle 

anvertraut worden oder sonst bekanntgeworden ist, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit 
Geldstrafe bestraft. 

(2) 1Ebenso wird bestraft, wer unbefugt ein fremdes Geheimnis, namentlich ein zum persönlichen 
Lebensbereich gehörendes Geheimnis oder ein Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, offenbart, das 
ihm als 

 
1. Amtsträger oder Europäischer Amtsträger, 

 
2. für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteten, 

 
5. öffentlich bestelltem Sachverständigen, der auf die gewissenhafte Erfüllung seiner 

Obliegenheiten auf Grund eines Gesetzes förmlich verpflichtet worden ist, oder 

anvertraut worden oder sonst bekanntgeworden ist. 2Einem Geheimnis im Sinne des Satzes 1 stehen 
Einzelangaben über persönliche oder sachliche Verhältnisse eines anderen gleich, die für Aufgaben 
der öffentlichen Verwaltung erfasst worden sind; Satz 1 ist jedoch nicht anzuwenden, soweit solche 
Einzelangaben anderen Behörden oder sonstigen Stellen für Aufgaben der öffentlichen Verwaltung 
bekanntgegeben werden und das Gesetz dies nicht untersagt. 

(3) 1Kein Offenbaren im Sinne dieser Vorschrift liegt vor, wenn die in den Absätzen 1 und 2 
genannten Personen Geheimnisse den bei ihnen berufsmäßig tätigen Gehilfen oder den bei ihnen zur 
Vorbereitung auf den Beruf tätigen Personen zugänglich machen. 2Die in den Absätzen 1 und 2 
Genannten dürfen fremde Geheimnisse gegenüber sonstigen Personen offenbaren, die an ihrer 
beruflichen oder dienstlichen Tätigkeit mitwirken, soweit dies für die Inanspruchnahme der Tätigkeit 
der sonstigen mitwirkenden Personen erforderlich ist; das Gleiche gilt für sonstige mitwirkende 
Personen, wenn diese sich weiterer Personen bedienen, die an der beruflichen oder dienstlichen 
Tätigkeit der in den Absätzen 1 und 2 Genannten mitwirken. 
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(4) 1Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer unbefugt ein fremdes 
Geheimnis offenbart, das ihm bei der Ausübung oder bei Gelegenheit seiner Tätigkeit als mitwirkende 
Person oder als bei den in den Absätzen 1 und 2 genannten Personen tätiger 
Datenschutzbeauftragter bekannt geworden ist. 2Ebenso wird bestraft, wer 

 
1. als in den Absätzen 1 und 2 genannte Person nicht dafür Sorge getragen hat, dass eine 

sonstige mitwirkende Person, die unbefugt ein fremdes, ihr bei der Ausübung oder bei 
Gelegenheit ihrer Tätigkeit bekannt gewordenes Geheimnis offenbart, zur Geheimhaltung 
verpflichtet wurde; dies gilt nicht für sonstige mitwirkende Personen, die selbst eine in den 
Absätzen 1 oder 2 genannte Person sind, 

 
2. als im Absatz 3 genannte mitwirkende Person sich einer weiteren mitwirkenden Person, 

die unbefugt ein fremdes, ihr bei der Ausübung oder bei Gelegenheit ihrer Tätigkeit 
bekannt gewordenes Geheimnis offenbart, bedient und nicht dafür Sorge getragen hat, 
dass diese zur Geheimhaltung verpflichtet wurde; dies gilt nicht für sonstige mitwirkende 
Personen, die selbst eine in den Absätzen 1 oder 2 genannte Person sind, oder 

 
3. nach dem Tod der nach Satz 1 oder nach den Absätzen 1 oder 2 verpflichteten Person ein 

fremdes Geheimnis unbefugt offenbart, das er von dem Verstorbenen erfahren oder aus 
dessen Nachlass erlangt hat. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 sind auch anzuwenden, wenn der Täter das fremde Geheimnis nach dem Tod 
des Betroffenen unbefugt offenbart. 

(6) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der Absicht, sich oder einen anderen zu bereichern oder 
einen anderen zu schädigen, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder Geldstrafe. 

V. Zeugnisverweigungsrecht 

§ 53 StPO (Strafprozessordnung) (Zeugnisverweigerungsrecht der Berufsgeheimnisträger) (Auszug) 

(1) 1Zur Verweigerung des Zeugnisses sind ferner berechtigt 

 
2. Verteidiger des Beschuldigten über das, was ihnen in dieser Eigenschaft anvertraut 

worden oder bekanntgeworden ist; 

 
3. Rechtsanwälte und Kammerrechtsbeistände, Patentanwälte, Notare, Wirtschaftsprüfer, 

vereidigte Buchprüfer, Steuerberater und Steuerbevollmächtigte, (…); für 
Syndikusrechtsanwälte (§ 46 Absatz 2 der Bundesrechtsanwaltsordnung) und 
Syndikuspatentanwälte (§ 41a Absatz 2 der Patentanwaltsordnung) gilt dies vorbehaltlich 
des § 53a nicht hinsichtlich dessen, was ihnen in dieser Eigenschaft anvertraut worden 
oder bekanntgeworden ist; 

2Die in Satz 1 Nr. 5 genannten Personen dürfen das Zeugnis verweigern über die Person des 
Verfassers oder Einsenders von Beiträgen und Unterlagen oder des sonstigen Informanten sowie 
über die ihnen im Hinblick auf ihre Tätigkeit gemachten Mitteilungen, über deren Inhalt sowie über den 
Inhalt selbst erarbeiteter Materialien und den Gegenstand berufsbezogener 
Wahrnehmungen. 3Dies gilt nur, soweit es sich um Beiträge, Unterlagen, Mitteilungen und Materialien 
für den redaktionellen Teil oder redaktionell aufbereitete Informations- und Kommunikationsdienste 
handelt. 

(2) 1Die in Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 bis 3b Genannten dürfen das Zeugnis nicht verweigern, wenn sie von 
der Verpflichtung zur Verschwiegenheit entbunden sind. 2Die Berechtigung zur Zeugnisverweigerung 
der in Absatz 1 Satz 1 Nr. 5 Genannten über den Inhalt selbst erarbeiteter Materialien und den 
Gegenstand entsprechender Wahrnehmungen entfällt, wenn die Aussage zur Aufklärung eines 
Verbrechens beitragen soll oder wenn Gegenstand der Untersuchung 
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1. eine Straftat des Friedensverrats und der Gefährdung des demokratischen Rechtsstaats 

oder des Landesverrats und der Gefährdung der äußeren Sicherheit (…), 

 
2. eine Straftat gegen die sexuelle Selbstbestimmung nach den §§ 174 bis 174c, 176a, 176b, 

177 Absatz 2 Nummer 1 des Strafgesetzbuches oder 

 
3. eine Geldwäsche nach § 261des Strafgesetzbuches, deren Vortat mit einer im 

Mindestmaß erhöhten Freiheitsstrafe bedroht ist, 

ist und die Erforschung des Sachverhalts oder die Ermittlung des Aufenthaltsortes des Beschuldigten 
auf andere Weise aussichtslos oder wesentlich erschwert wäre. 3Der Zeuge kann jedoch auch in 
diesen Fällen die Aussage verweigern, soweit sie zur Offenbarung der Person des Verfassers oder 
Einsenders von Beiträgen und Unterlagen oder des sonstigen Informanten oder der ihm im Hinblick 
auf seine Tätigkeit nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 5 gemachten Mitteilungen oder deren Inhalts führen 
würde. 

§ 53a StPO (Zeugnisverweigerungsrecht der mitwirkenden Personen) 

(1) 1Den Berufsgeheimnisträgern nach § 53 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 4 stehen die Personen 
gleich, die im Rahmen 

 
1. eines Vertragsverhältnisses einschließlich der gemeinschaftlichen Berufsausübung, 

 
2. einer berufsvorbereitenden Tätigkeit oder 

 
3. einer sonstigen Hilfstätigkeit 

an deren beruflicher Tätigkeit mitwirken. 2Über die Ausübung des Rechts dieser Personen, das 
Zeugnis zu verweigern, entscheiden die Berufsgeheimnisträger, es sei denn, dass diese Entscheidung 
in absehbarer Zeit nicht herbeigeführt werden kann. 

(2) Die Entbindung von der Verpflichtung zur Verschwiegenheit (§ 53 Absatz 2 Satz 1) gilt auch für die 
nach Absatz 1 mitwirkenden Personen. 

§ 383 ZPO (Zivilprozessordnung) (Zeugnisverweigerung aus persönlichen Gründen) (Auszug) 

(1) Zur Verweigerung des Zeugnisses sind berechtigt: 

 
6. Personen, denen kraft ihres Amtes, Standes oder Gewerbes Tatsachen anvertraut sind, 

deren Geheimhaltung durch ihre Natur oder durch gesetzliche Vorschrift geboten ist, in 
Betreff der Tatsachen, auf welche die Verpflichtung zur Verschwiegenheit sich bezieht. 

(3) Die Vernehmung der unter Nummern 4 bis 6 bezeichneten Personen ist, auch wenn das Zeugnis 
nicht verweigert wird, auf Tatsachen nicht zu richten, in Ansehung welcher erhellt, dass ohne 
Verletzung der Verpflichtung zur Verschwiegenheit ein Zeugnis nicht abgelegt werden kann. 

§ 385 Abs. 2 ZPO (Ausnahmen vom Zeugnisverweigerungsrecht) 

(2) Die im § 383 Nr. 4, 6 bezeichneten Personen dürfen das Zeugnis nicht verweigern, wenn sie von 

der Verpflichtung zur Verschwiegenheit entbunden sind. 
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Das Zeugnisverweigerungsrecht ist für die anderen Gerichtszweige und auch für das 

Verwaltungsverfahren genauso wie für den Zivilprozess und den Strafprozess geregelt. 

Vergleiche: 

- § 29 Abs. 2 Gesetz über das Verfahren in Familiensachen und in Angelegenheiten 

der freiwilligen Gerichtsbarkeit 

- §§ 46 Abs. 2, 80 Abs. 2 Arbeitsgerichtsgesetz 

- § 98 Verwaltungsgerichtsordnung 

- § 118 Abs. 1 Sozialgerichtsgesetz 

- § 102 Abgabenordnung 

- § 84 Abs. 1 Finanzgerichtsordnung 

- § 28 Abs. 1 Bundesverfassungsgerichtsgesetz 

- § 65 Abs. 1 Verwaltungsverfahrensgesetz 

 

 


